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(Nr. 12916.) Verordnung zur Ausführung der Vierten Verordnung zur Durchführung der Verordnung 
über Goldbilanzen vom 28. Auguſt 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 697). Vom 22. November 1924. 


2 . 
Dur Ausführung der Vierten Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Goldbilanzen vom 
28. Auguſt 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 697) wird folgendes beſtimmt: 


L Spruchſtellen. 
§ 1. 

Sind die Aktien der in Betracht kommenden Gattungen zum Handel an mehreren ſtaatlich anerkannten 
Börſen zugelaſſen, die ſämtlich in Preußen liegen, und hat die Geſellſchaft ihren Sitz nicht im Ortsgebiet 
einer dieſer Börſen, ſo iſt für alle unter § 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung der Verordnung 
über Goldbilanzen fallenden Angelegenheiten die zuerſt angerufene Spruchſtelle ausſchließlich zuſtändig, in 
deren Bezirk ſich eine dieſer Börſen befindet; beſteht Streit oder Ungewißheit darüber, welche von mehreren 
angerufenen Spruchſtellen zuerſt angerufen iſt, ſo beſtimmt der Juſtizminiſter die zuſtändige Spruchſtelle. 


§ 2. 
` S 
(1) Der Vorſitzende der Spruchſtelle und fein Stellvertreter werden vom Präſidenten des Oberlandes— 
gerichts aus der Zahl der richterlichen Mitglieder des Oberlandesgerichts mit Einſchluß der Hilfsrichter für 
die Dauer eines Geſchäftsjahrs beſtellt. 


(2) Der Zeitraum bis zum 31. Dezember 1924 gilt als erſtes Geſchäftsjahr. 
(3) Im Falle der Verhinderung des Stellvertreters wird ein zeitweiliger Vertreter beſtimmt. 


Die Induſtrie. und Handelskammern haben unverzüglich dem Präſidenten des Oberlandesgerichts, zu 
deſſen Bezirk ſie gehören und, falls ihr Bezirk zu den Bezirken mehrerer Oberlandesgerichte gehört, den 
Präſidenten der beteiligten Oberlandesgerichte Beiſitzer für die Spruchſtellen durch Einreichung von Liften 
vorzuſchlagen. Bei den Vorſchlägen find die Mitglieder der Zulaſſungsſtellen ($ 36 des Börſengeſetzes) Der- 
jenigen Börſen, die ihren Sitz im Bezirke des Oberlandesgerichts haben, beſonders zu berückſichtigen und in 
der Vorſchlagsliſte kenntlich zu machen. i 

§ 4. 

Bei jeder Spruchſtelle ift ein Verzeichnis der im Deutſchen Reichsanzeiger bekanntgemachten Aurufungen 

($8 Abſ. 4 der Vierten Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Goldbilanzen) zu führen. 
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I. Koſtenweſen. 


r 


5 pr § 5: 
Für das Verfahren vor der Spruchſtelle werden Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der folgenden 
Vorſchriften erhoben. 
§ 6 


Für die Gebührenberechnung ift der Wert des Streitgegenſtandes maßgebend. Dieſer Wert iſt von der 
Spruchſtelle unter Berückſichtigung der geſtellten Anträge nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. 


Sate 
Schuldner der Gebühren und Auslagen iſt derjenige, dem durch eine Entſcheidung der Spruchſtelle die 
Koften des Verfahrens auferlegt worden find ($ 14 der Vierten Verordnung zur Durchführung der Her- 
ordnung über Goldbilanzen). In Ermangelung einer ſolchen Entſcheidung kommen die Vorſchriften der 
§$ 1, 2, 4 und 5 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 
1923 S. 107) entſprechend zur Anwendung mit der Maßgabe, daß für die Gebühr auch diejenigen haften, 
welche ſich der Anrufung angeſchloſſen haben ($ 9 der Verordnung), 


§ 8 
5 . 
Die Fälligkeit, Berechnung und Einziehung der Gebühren und Auslagen richtet fih nach den für Ge: 
richtskoſten geltenden Vorſchriften. Uber Erinnerungen des Zahlungspflichtigen gegen den Anſatz von Ge- 
bühren und Auslagen entſcheidet die Spruchſtelle gebührenfrei. 


§ 9. ; 
i (1) Volle Gebühr im Sinne dieſer Verordnung ift Me im § 32 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) in der Faſſung der Verorduung vom 
18. owe 1923 (Geſetzſamml. S. 556) beſtimmte Gebühr. Der Mindeſtbetrag einer Gebühr ift zwanzig 
Goldmark. a : 

(2) Für die Erhebung der Auslagen gelten die Vorſchriften der $$ 109 bis 112 und 114 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107). Die den Beiſitzern 
gemäß § 7 der Vierten Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Goldbilanzen zu zahlenden Auf 
wandsentſchädigungen gehören nicht zu den Auslagen, welche den Beteiligten in Rechnung zu ſtellen find. 

(3) Eine Erhebung von Stempeln findet nicht ſtatt. Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch 
gemacht wird, ſind nur inſoweit einem Stempel unterworfen, als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein würden. 
Für die Behandlung dieſer Stempel gelten die SS 29, 30 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) ſinngemäß. 


§ 10. 

(1) Sobald die Anrufung bei der Spruchſtelle eingeht, iſt auf Grund einer von dem Vorſitzenden der 
Spruchſtelle vorzunehmenden vorläufigen Wertfeſtſetzung ein Gebührenvorſchuß in Höhe von fünf Zehnteilen 
der vollen Gebühr von dem Antragſteller zu erheben. Bevor der Gebührenvorſchuß gezahlt iſt, ſoll die 
Spruchſtelle nicht in Tätigkeit treten. 

(2) Zur Deckung der baren Auslagen kann von dem Antragiteller ein angemeſſener Vorſchuß erhoben 
werden. Die Spruchſtelle kann die Vornahme der Handlung von der Zahlung des für die baren Auslagen 
erforderten Vorſchuſſes abhängig machen. 11 

Selle 

(1) Für das Verfahren vor der Spruchſtelle einſchließlich der Anordnung und Vornahme von Beweis- 
verhandlungen werden zwanzig Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr deckt auch gleichzeitig die 
Beurkundung eines Vergleichs. ; 

(2) Wird eine das Verfahren abſchließende Eutſcheidung der Spruchſtelle getroffen, fo wird außerdem 
die volle Gebühr erhoben. : 


ee 


(3) Wird die Anrufung zurückgenommen, bevor ein gebührenpflichtiger Akt ſtattgefunden hat, fo werden 
fünf Sebnteile der vollen Gebühr erhoben. Die Bekanntmachung der Anrufung der Spruchſtelle ($ 8 Abſ. 4 
der Vierten Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Goldbilanzen) gilt in dieſem Sinne nicht 
als ein gebührenpflichtiger Akt. 


Berlin, den 22. November 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
5 Braun. am Zehnhoff. Siering. 


(Nr. 12917.) Verordnung über das Inkrafttreten der §§ 1 bis 7 des Geſetzes vom 15. Oktober 1924 
für die evangeliſche Landeskirche in Heſſen⸗Caſſel. Vom 31. Oktober 1924. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die einſtweilige Regelung der Koſten für die Verwaltungsbehörden 
der evangeliſchen Landeskirchen vom 15. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 607) wird verordnet: 


Einziger Paragraph. 

Die S$ 1 bis 7 des Geſetzes über die einſtweilige Regelung der Koſten für die Verwaltungsbehörden 
der evangeliſchen Landeskirchen vom 15. Oktober 1924 treten für die evangeliſche Landeskirche in Heſſen⸗Caſſel 
am 1. November 1924 in Kraft. 

Berlin, den 31. Oktober 1924. 


Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche Finanzminiſter. 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. In Mujtrage: 
s Im Auftrage: du Mesnil. 
Kgeſtner. 
Vekanntmachung. 
Nas Maure Kaa (Gafabo2 naom IN Wail 1879 [(GofablammnT CG 2571 Minh Aofauntaamasmnhte 
Bekanntmachung. 


AN gung des 

Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzzamml. S. 357) find bekanntgemacht abe wert- 
beptandiger Pfandoriefe fur Ole Staotſchaft der robinz Hannover durch das Amtsblatt der Regierung 
in Hannover Nr. 43 S. 188, ausgegeben am 25. Oktober 1924; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Auguſt 1924 über die Genehmigung von 
Anderungen der Satzung und der Ordnung über Ausgabe, Verzinſung und Tilgung von Gold- 
ſchuldverſchreibungen der Schleswig-Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung in 
Schleswig Nr. 38 S. 388, ausgegeben am 13. September 1924; 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. September 1924 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Niederrheiniſchen Licht- und Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Rheydt, für 
den Bau einer Hochſpannungsleitung von Frimmersdorf nach Rheydt durch das Amtsblatt der 
Regierung in Düſſeldorf Nr. 40 S. 245, ausgegeben am 11. Oktober 1924. 
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